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Vorwort 

In Europa war Schweden Vorreiter bei der Ausgabe von ofßziellen Bankno­
ten. Ab 1661 gab der Stockholms Banco ,JKreditnoten" aus, die zunächst eia 
voller Erfolg waren. Doch dann verlieh die Bank zu viel Geld und gab zu 
viele Noten aus, die sie nicht mehr einlösen konnte. 1667 ging die Bank 
Konkurs, und die schwedische Regierung musste ihre Schulden übemehmen. 
Bankenkonkurse sind also kein ganz neues Phänomen. Deimoch waren in 
der Schweiz viele Jahrzehnte lang die Banken an Konkursen eigentlich im­
mer nur in der Rolle von Gläubigerinnen beteiligt. Sie haben Kredite ver­
geben, der Kreditnehmer kam in Schwierigkeiten, und die Bank versuchte zu 
retten, was zu retten jst. 

Seit einigen Jahren wissen wir aber auch in der Schweiz, dass Banken selbst 
ins konkursrechtliche Zentrum rücken können. Dies ist insbesondere dort 
von gewaltiger Tragweite, wo eine Bank volkswirtschaftliche Bedeutung 
erlangt, wie dies die Schweizer Grossbanken tun. Die Finanzkrise der letzten 
Jahre hat auch gezeigt, dass der Konkurs einer Bank nicht isoliert betrachtet 
werden darf, dass hier transnationale Domino-Effekte walten, indem fallie­
rende Banken weitere Marktteilnehmer in den Abgrund reissen können. 

Vor diesem Hintergrund erarbeitet die Schweiz ein neues Bankeninsolvenz­
recht. Die vorliegende Schrift versucht hier erste Klärungen. Das neue Recht 
wird überblicksmässig und ia Einzelaspekten vorgestellt. Hinzu kommen 
weitere wichtige Aspekte: das Bankkundengeheimnis in der Insolvenz sowie 
die Rolle der kreditgebenden Bank in Fällen der Sanierung der Kreditneh­
mer. Ausserdem wird aus der Praxis der Abwicklung von Lehman Brothers 
in der Schweiz berichtet. 

Der Band versammelt teilweise in erweiterter Form Referate der Tagung 
„Sanierung und Insolvenz von Unternehmen III - Schwerpunkt Banken", die 
das Europa Institut an der Universität Zürich am 21. Juni 2012 durchgefiihrt 
hat. Für das Gelingen der Tagung tmd die VeröffentUchung dieses Bandes 
danke ich der Referentin und den Referenten sehr herzlich, wie auch Frau 
Marietta Zürcher für die Organisation und Frau Daniela De Marco für die 
Gestaltung dieses Bandes. 



Vorwort 

Erst nach der Tagung, am 1. November 2012, ist die neue Bankeninsolvenz-
verordnung-FINMA in Kraft getreten. Sie wird indes in den Beiträgen zu 
diesem Band berücksichtigt. Die BIV-FINMA vereinigt die Ausfiihrungsbe-
sümmungen zum Sanierungs- und Konkursverfahren von Banken und Eff-ek-
tenhändlem in einem Erlass. Neu enthält sie eine detaillierte Regelung des 
Sanierungsverfahrens, während die Konkursvorschriften inhalthch praktisch 
unverändert aus der bestehenden Bankenkonkursverordnung-FINMA (BKV-
FINMA) übemommen wurden. Die neue Verordnung regelt im Detail die 
Sanierungsbefugnisse, über welche die FINMA seit Inkraftsetzung des revi­
dierten Bankengesetzes am 1. September 2011 verfiigt. 

Zürich, im Januar 2013 
Thomas Sprecher 
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I. Übersicht 

Es sind mehrere Gesetzgebungsvorhaben im Bereich SchKG/Sanierung am 
Laufen: 

1. Neuerungen 

Revision Bankengesetz: 
Verstärkung des Einlegerschutzes 
(BankG, SR 952.0) 

Too big to fail-Vorlage 

Verabschiedung 18.3.2011 

Anpassung von Art. 173b SchKG sowie Auf­
nahme des Einlegerprivilegs (Art. 37b BankG) 
in den Katalog von Art. 219 SchKG 

Inkrafttreten 1.9.2011 

Sonderregeln für Bankenkonkurs und 
-Sanierung, insb. für Systemrelevante Banken 

Verabschiedung 30.9.2011 

Inkrafttreten 1.3.2012 
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2. Laufende Gesetzgebungsprojekte 

Revision des Sanierungsrechts 
(Nachlassverfahren) 

Bankeninsolvenzverordnung-
FINMA 

Verabschiedung Botschaft 8.9.2010 
(BBl 2010, 6455 ff.) 

Beschluss Nichteintreten Nationakat 27.9.2011 

Beschluss Eintreten Rechtskommission 
Ständerat 

Eintreten Ständerat und Detailberatung 
31.5.2012, Detailberatung der Rechts­
kommission des Nationakats 

Inkrafttreten 1.11.2012 . 

Versicherungskonkursverordnung-
FINMA 

Motion Hess 11.3925 

Öffentliche Anhönmg eröffiiet 
(Frist 30.6.2012) 

Verhinderung des Missbrauchs des Konkurs­
verfahrens durch den Konkursiten 

Vom Parlament überwiesen; Verwaltung 
bereitet Vemehmlassungsvorlage vor 

3. Neue parlamentarische Vorstösse 

Motion Flückiger-Bäni 11.3287 

Motion der Kommission für 
Rechtsfragen des Ständerats, 
12.3403 

Motion der Kommission für 
Rechtsfragen des Nationakats, 
12.3654 

Eiofährung eines Schuldnerregisters 

Vom Bundesrat zur Ablehnung empfohlen 
6.6.2011; Abklärungen im Hinblick aufdie 
Einführung eines gesamtschweizerischen Be-
treibxmgsregisterauszugs in Aussicht gesteUt 

Sanierungsverfahren vor Nachlassstundung 
und Konkurseröffriimg; Annahme durch 
Ständerat am 27.9.2012; Bearbeitung durch 
Nationakat 

identisch mit Motion 12.3403 
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II. Revision des Sanierungsrechts 

In Bezug auf die Ausgangslage und den Stand der Revision des Sanierungs­
rechts per 1. August 2010 wird auf die Ausfiihrungen im Band der Tagung zu 
„Sanierung und Insolvenz von Untemehmen" vom 30. Juni 2010 sowie der 
Tagung zu „Sanienmg tmd Insolvenz von Untemehmen II" vom 22. Jimi 
2011 verwiesen.̂  Die nachstehenden Ausfuhrungen reflektieren den Stand 
I.Dezember 2012. 

Am 8. September 2010 verabschiedete der Bundesrat die Botschaft zur Än­
derung des Bimdesgesetzes über Schuldbetreibimg und Konkurs (Sanie­
rungsrecht) vom 8. September 2010 (nachfolgend nur „Botschaft").^ 

Nachdem die Kommission für Rechtsfragen des Nationahates am 25. März 
2011 auf die Voriage eingetreten war, kam sie auf ihren Beschluss zurück 
und beschloss am 24. Juni 2011, ihrem Rat Nichteintreten zu beantragen. 
Der Nationakat folgte diesem Antrag am 27. September 2011. Nach Ansicht 
der SVP musste ein Konkurs nicht um jeden Preis verhindert werden, und SP 
tmd Grüne wehrten sich gegen Verschlechterungen für die Arbeitnehmer. 

Der Bundesrat ging dann nochmals über die Bücher und arbeitete einen 
Kompromiss aus. Die Kommission für Rechtsfragen des Ständerates nahm 
den Entwurf zur Revision des SchKG am 15. November 2011 an. Auch der 
Ständerat hat am 31. Mai 2012 das Gesetz mit 28 zu 5 Stimmen bei 2 Ent-
haltimgen angenommen.̂  Der bundesrätliche Kompromiss gab bei der stän-
derätlichen Beratung vor allem in folgenden beiden Punkten Anlass zu Dis­
kussionen: 

Vgl. SPRECHER THOMAS, Revision des Sanierungsrechts, in: SPRECHER THOMAS 
(Hrsg.). Sanierung und Insolvenz von Untemehmen, Zürich 2011, 99-156; SPRE­
CHER THOMAS, Update: Die Revision des Samerungsrechts, in: SPRECHER THOMAS 
(Hrsg.), Sanierung und Insolvenz von Untemehmen n, Zürich 2012, 65-83. Vgl. 
femer RÜETSCHI DAVID, Aktuelle Rechtsetzmig und Rechtsetzungs-Projekte im 
SchKG und im Bankeninsolvenzrecht, AJP 6/2012, 739 ff.; RÜETSCHI DAVID, 
Rechtsetzung im Insolvenzrecht - Entwicklungen im Jahr 2012, ZZZ 2011/2012, 
159 ff. 

10.077 (BBl 2010 6455 ff., 6507 ff.). 

Vgl. <http://www.parlament.ch/ab/frameset/d/s/4904/380964/d_s_4904_380964_3 
81024.htm>. 
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- Arbeitnehmerschutz: Es wurden Vorschläge zur Sozialplanpfhcht ge- -
macht. 

Sanierungsrecht im Obligationenrecht: Die Kommission beantragte,̂  an 
den in Art. 725a OR vorgesehenen SanierungsmögHchkeiten im Gegen­
satz zum Bundesrat festzuhalten. Sie beschloss zudem, den Bimdesrat 
mit einer Motion (12.3403) zu beauftragen, ein umfassendes Sanie­
rungsverfabren im Obligationenrecht vorzusehen, um Untemehmens-
sanierungen vor der Emleitung eines Nachlassverfahrens zu erleichtem. 

Dem aktuellen Gesetzestext zufolge sollen Untemehmen nur datm bei Mas­
senentlassungen von der Sozialplanpflicht befreit werden, weim das Kon­
kursverfahren tatsächlich in einem Nachlassvertrag endet. Wenn die Sanie­
rung gelingt, besteht die Pflicht weiterhin. UrsprüngUch hatte der Bimdesrat 
vorgeschlagen, Untemehmen nach Begmn des Verfahrens grundsätzhch 
davon zu entbinden. 

Kommissionssprecher Pirmin Bischof wies bereits m der Eintretensdebatte 
darauf hin, dass man mit der Verbesserung des Sanierungsrechts neue Inte­
ressengegensätze schaffe: vor allem zwischen Gläubigem, Lieferanten und 
Arbeitnehmem. Diesen Gegensätzen müsse Rechnung getragen und ein 
Gleichgewicht geschaffen werden. Allerdings beurteilten nicht alle Ratsmit­
glieder dieses Gleichgewicht gleich. Umstritten war unter anderem die Fra­
ge, welche Untemehmen überhaupt Sozialpläne ausarbeiten müssen. Der 
Bundesrat schlug Untemehmen ab 250 Angestellten vor, eine hnke Minder­
heit verlangte Sozialpläne schon für Untemehmen ab 100 Angestellten. Ge­
mäss Bundesrätin Simonetta Sommamga machen die Untemehmen mit über 
250 Angestellten zwar nur 0,37% aller Untemehmen in der Schweiz aus, 
beschäftigen aber rund ein Drittel aller Arbeitnehmer. Müssten auch mittel-
grosse Untemehmen mit 50 bis 249 Mitarbeitem Sozialpläne ausarbeiten, 
wären davon rund 55% aller Angestellten erfasst. Der Bundesrat will die 
KMU aber nicht belasten. Auch der Ständerat lehnte den Mmderheitsantrag 
mit 26 zu 12 Stimmen ab. 

Mit demselben Stimmenverhältnis lehnte der Ständerat emen weiteren An­
trag ab. Eine Imke Minderheit wollte einen Artikel streichen, der vorsieht, 
dass ein Käufer die Arbeitsverhältnisse mit allen Rechten und Pflichten nur 
übemehmen muss, wenn er dem zustimmt. Dies soll es einem Käufer erlau­
ben, nur einen rentablen Teil einer Firma und dessen Mitarbeiter zu über-
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nehmen. Nach geltendem Recht müssen alle Angestellten übemommen wer­
den. Dies kann dazu führen, dass sich kein Käufer fmden lässt. Ebenfalls 
chancenlos bheb ein Anfrag von bürgerlicher Seite, der die Sozialplanpflicht 
ganz aus der Vorlage kippen wollte. Der Ständerat lehnte dies mit 26 zu 
11 Stimmen ab. 

Diskussionslos stimmten die Ständerätinnen und -räte einem Vorschlag ihrer 
Rechtskommission zu. Neu sollen im Konkursfall nicht nur Verwaltungsrats-
mitgUeder alles Honorar zurückbezahlen müssen, die in den fünf Jahren vor 
Konkurseröflöiung ausbezahh wurden, sondem auch die Mitgheder der Ge­
schäftsleitung und des Beirats. Zudem soll die Rückzahlungspflicht auch alle 
variablen Vergütungen befreffen. 

Das Geschäft ging dann an den Nationalrat zurück. Nach der Debatte im 
Ständerat kam die Rechtskommission des Nationafrates Ende Juni 2012 auf 
ihren Entscheid zurück rmd beschloss, auf die Sanierungsrechtsvorlage ein-
zutteten. Die Mehrheit reagierte damit auf das Zeichen, das der Ständerat 
insbesondere mit der leichten Erweiterung der Sozialplanpflicht gesetzt hat­
te. Ausserdem beschloss die Kommission, wie ihre Schwesterkommission 
des Ständerates eine Motion einzureichen, welche eine Parallelrevision des 
Obligationenrechts verlangt (12.3654). 

Das Geschäft ging dann beschränkt auf die Einfretensfrage ans Plenum des 
Nationakats. 
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